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Leicht

Forderungen zur Wahl vom Abgeordneten·haus 2026
vom Verein der Lebenshilfe Berlin
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Worum geht es?
Berlin ist eine bunte und lebendige Stadt.  
Viele verschiedene Menschen leben hier.  
Aber: Berlin ist noch nicht inklusiv.  
Es gibt noch viele Barrieren.  
Zum Beispiel gibt es Treppen ohne Aufzug oder Formulare in schwerer Sprache. 
Deshalb können Menschen mit Beeinträchtigung nicht überall mitmachen. 
Menschen mit Beeinträchtigung gehören noch nicht selbstverständlich zu Berlin.

Menschen mit Beeinträchtigung werden in der Politik oft nur  
als Kosten·faktor gesehen.  
Es wird vor allem über Geld gesprochen und nicht über die Menschen. 
Menschen mit Beeinträchtigung sollen gleichberechtigt  
am Leben in Berlin teilnehmen können.  
Darauf haben sie ein Recht.

Die Wahl zum Abgeordneten·haus
Am 20. September 2026 ist die Wahl zum neuen Abgeordneten·haus in Berlin. 
Das Abgeordneten·haus ist das Parlament vom Land Berlin. 
Der Verein stellt Forderungen an alle demokratischen Parteien  
und alle Kandidat*innen, die zur Abgeordneten·haus·wahl 2026 antreten. 

    �Wer ist der Verein der Lebenshilfe Berlin? 
Der Verein setzt sich seit vielen Jahren für Menschen mit Beeinträchtigung ein.  
Der Verein unterstützt auch ihre Familien.

    �Der Verein setzt sich für die Umsetzung der UN-Behinderten·rechts·konvention ein.  
Darin steht:  
Menschen mit Beeinträchtigung haben die gleichen Rechte  
wie alle anderen Menschen.  
Diese Rechte müssen in der Praxis umgesetzt werden.

    �Menschen mit Beeinträchtigung sollen gleichberechtigt in Berlin leben.  
Sie sollen gleichberechtigt behandelt werden.  
Sie gehören dazu.

Das sind  
die Forderungen  
des Vereins  
der Lebenshilfe Berlin



Jeder Mensch hat ein Recht auf Teilhabe 
Menschen mit Beeinträchtigung haben das Recht, überall mitzumachen.  
Sie sollen überall im Leben dabei sein können.  
Zum Beispiel in der Schule, bei der Arbeit, in der Freizeit, in der Politik  
und beim Wohnen.  
Dieses Recht gilt für alle.

Rechte sichern.  
Teilhabe möglich machen.
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Das  
Bundes·teilhabe·gesetz 

 
Das neue Bundes·teilhabe·gesetz ist ein wichtiges Gesetz.  
Es soll die Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung stärken. 
Das Gesetz gibt es schon mehr als 5 Jahre. 
Aber: In Berlin wird dieses Gesetz nicht gut umgesetzt.

Ein Gesetz darf nicht nur auf dem Papier stehen.  
Berlin muss das Bundes·teilhabe·gesetz endlich vollständig umsetzen. 

Eingliederungs·hilfe 
Eingliederungs·hilfe ist eine Unterstützung  
für Menschen mit Beeinträchtigung. 
Sie hilft dabei, selbstbestimmt zu leben und am Leben teilzunehmen.

Jeder Mensch mit Beeinträchtigung muss diese Unterstützung bekommen.  
Sie muss zuverlässig sein und in allen Berliner Bezirken gleich.

Auch Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen haben  
ein Recht auf Teilhabe.  
Sie brauchen besonders viel und sehr unterschiedliche Unterstützung.  
Sie dürfen nicht einfach in die Pflege abgeschoben werden.  
Pflege bedeutet Unterstützung bei Körper·pflege oder Gesundheit. 
Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen wollen am Leben teilnehmen.

Mitbestimmen bei der Planung von Hilfen 
Ein Mitarbeiter vom Amt und der Mensch mit Beeinträchtigung besprechen, 
welche Unterstützung nötig ist.  
Dabei muss die Sprache einfach und verständlich sein.  
Vielleicht sind zusätzliche Hilfen nötig, 
zum Beispiel Bilder, Gebärden oder technische Hilfs·mittel.

Für die Gespräche muss genug Zeit sein. 
Rechtliche Betreuer*innen und Vertrauens·personen sollen dabei sein. 

Rechte sichern.  
Teilhabe möglich machen.
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Jeder Mensch soll selbst entscheiden können: 
	 – wie er leben möchte, 
	 – wo er leben möchte, 
	 – und welche Unterstützung er braucht.

Fachkräfte gewinnen und behalten 
Es gibt überall zu wenige Fachkräfte.  
Auch Menschen aus anderen Ländern sollen als Fachkräfte arbeiten können.  
Ihre Ausbildung soll anerkannt werden.

In Berlin leben viele verschiedene Menschen. 
Das ist gut und wichtig. 
Diese Menschen sprechen verschiedene Sprachen. Das ist eine Stärke. 
Fachkräfte sollen Menschen aus verschiedenen Kulturen  
verstehen und respektieren. 
Die Fachkräfte sollen die Menschen so respektieren, wie sie sind. 

Genug Geld für Teilhabe 
Teilhabe kostet Geld. 
Es muss genug Geld für gute Teilhabe da sein – auch in Zukunft. 
Menschen müssen sich auf Unterstützungen verlassen können.

Berlin soll sich dafür einsetzen, dass kein Geld für Teilhabe gekürzt wird. 
Die Menschen sollen die Unterstützung bekommen, die sie brauchen. 
Darauf haben sie ein Recht. 
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Inklusiver Arbeitsmarkt  
und Werkstätten
 

Arbeit muss für alle möglich sein

Arbeit ist wichtig. 
Arbeit gibt Struktur, Einkommen und Anerkennung.  
Menschen mit Beeinträchtigung haben das Recht auf echte Teilhabe  
bei der Arbeit.

Berlin braucht viel mehr inklusive Arbeitsplätze. 
Menschen mit Beeinträchtigung sollen überall arbeiten können.

Die meisten Menschen mit Beeinträchtigung arbeiten 
in Werkstätten für behinderte Menschen. 
Für viele ist es die einzige Möglichkeit zu arbeiten. 

Doch die Werkstätten sollen weiter·entwickelt werden.  
Sie sollen die Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten.
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Das Land Berlin kann etwas dafür tun.  
Es darf nicht nur auf Gesetze der Bundes·regierung warten.

Wichtig ist:  
Die Beschäftigten der Werkstatt müssen beteiligt werden. 
Als Selbstvertreter*innen, Frauen·beauftragte und Werkstatt·räte.  
Sie wissen, was die Beschäftigten brauchen.

Außen·arbeits·plätze sind außerhalb der Werkstatt, zum Beispiel in einer Firma.  
Sie sind gute Möglichkeiten für mehr Inklusion.

Aber: Die Menschen mit Beeinträchtigung brauchen eine gute Begleitung  
und Unterstützung.  
Eine Einarbeitung und Unterstützung sind notwendig. 

Außen·arbeits·plätze sollen regelmäßig geprüft werden.  
Ziel ist ein fester Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

Das Budget für Arbeit unterstützt Menschen mit Beeinträchtigung,  
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu arbeiten. 
Zum Beispiel erhält der Betrieb Zuschüsse zum Lohn für die Beschäftigten.

Das Budget für Ausbildung unterstützt Menschen mit Beeinträchtigung 
bei einer Ausbildung. 

Beide Möglichkeiten sind noch wenig bekannt. 
Sie werden selten genutzt. 
Teilhabe-Fachdienste und Beratungs·stellen sollen dazu gut beraten.  
Werkstätten sollen ihre Beschäftigten darüber informieren und beraten. 

Das Freiwillige Soziale Jahr inklusiv ist ein freiwilliger Dienst  
für junge Menschen mit und ohne Beeinträchtigung.  
Menschen mit Beeinträchtigung bekommen dabei Unterstützung. 
Das Freiwillige Soziale Jahr inklusiv soll weiter·entwickelt werden. 
Mehr Menschen sollen davon erfahren. 
Das ist gut für den inklusiven Arbeitsmarkt und für Berlin.
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Politische Teilhabe 

Menschen mit Beeinträchtigung sollen in der Politik mitentscheiden können. 
Sie sollen bei wichtigen Entscheidungen von Anfang an mitreden können. 
Zum Beispiel bei:

	 – neuen Gesetzen, 
	 – Änderungen bei den Ämtern, 
	 – und bei Anträgen.

Mitbestimmung muss immer möglich sein. 

Informationen muss man leicht finden können. 
Sie müssen leicht zu verstehen sein. 
Dafür braucht es:

	 – Einfache Sprache, 
	 – Leichte Sprache, 
	 – Gebärdensprache, wenn sie gebraucht wird, 
	 – Assistenz, 
	 – und technische Hilfsmittel.

Alle Menschen sollen gleichberechtigt behandelt werden. 
Jede Meinung soll ernst genommen werden. 
Alle sollen respektvoll miteinander sprechen.

Politische Mitarbeit  
Menschen mit Beeinträchtigung sollen aktiv  
in politischen Arbeits·gruppen mitarbeiten können.  
Zum Beispiel in Bezirks·verordneten·versammlungen  
oder im Abgeordneten·haus.

Dafür müssen politische Inhalte verständlich sein.  
Protokolle und Anträge soll es auch in Einfacher Sprache geben.

Für notwendige Assistenzen muss Geld da sein.  
Nur so ist gleich·berechtigte Teilhabe möglich. 
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Es gibt Arbeits·gruppen, 
die die Interessen von Menschen mit Beeinträchtigung vertreten. 
Zum Beispiel:

	 – Arbeits·gruppen für Menschen mit Behinderungen, 
	 – Teilhabe·beiräte, 
	 – Behinderten·beiräte.

Diese Gruppen sollen bei wichtigen Entscheidungen immer mitreden können.

Viele Menschen arbeiten dort freiwillig mit. 
Sie bekommen dafür keinen Lohn. 
Diese freiwillige Arbeit ist wichtig und soll anerkannt werden. 
Zum Beispiel können sie Geld für ihren Aufwand bekommen. 

Auch Verbände von Menschen mit Behinderungen sollen  
bei wichtigen Entscheidungen mitreden können. 
Diese Verbände vertreten die Interessen vieler Menschen. 
Sie leisten wichtige Arbeit für Berlin.

Wenn der Berliner Senat über neue Gesetze spricht, 
sagen Interessen·vertretungen dazu ihre Meinung. 
Damit nehmen sie Einfluss auf die Politiker*innen. 
Die Bürger*innen müssen Bescheid wissen,  
welche Interessen·vertretungen was gesagt hat. 
Deshalb veröffentlicht das Abgeordneten·haus alle Beiträge im Internet.

Diese Internet·seite soll für alle Menschen gut nutzbar sein. 
Sie soll barrierefrei und leicht verständlich sein.



Familien mit Kindern mit Beeinträchtigung leisten jeden Tag sehr viel.  
Sie kümmern sich um Pflege, Betreuung und Unterstützung.  
Diese Arbeit kostet Zeit, Kraft und oft auch Geld. 
Diese Familien leisten damit einen wichtigen Beitrag für die ganze Gesellschaft.

Trotzdem bekommen viele Familien zu wenig Unterstützung.  
Sie fühlen sich oft allein gelassen.  
Manche Familien haben wenig Kontakt zu anderen Menschen. 
Sie bekommen wenig Unterstützung bei ihrer Arbeit.  
Viele Familien sind arm, weil nur ein Elternteil arbeiten kann.

Das darf so nicht bleiben.  
Die Familien haben ein Recht auf Unterstützung. 
Die Familien brauchen Unterstützung, auf die sie sich verlassen können. 
Und sie brauchen gute Beratung. 
Sie brauchen Zeit für Erholung und ein gutes Familienleben.

Kinder und Jugendliche mit Beeinträchtigung haben ein Recht auf Bildung.  
Sie haben ein Recht auf Förderung.  
Und sie haben ein Recht auf Teilhabe.

Teilhabe bedeutet:  
Sie sollen überall dabei sein können.  
In der Kita, in der Schule, in der Freizeit und im Leben in Berlin.

Jedes Kind soll sich gut entwickeln können – unabhängig davon,  
ob es eine Beeinträchtigung hat oder nicht.

Seite 10
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Recht auf Bildung  
für alle 
 

Jedes Kind braucht eine Schule.  
Jedes Kind in Berlin hat ein Recht auf Bildung.

Aber viele Kinder mit Beeinträchtigung bekommen  
keinen passenden Schul·platz. 
Manche Kinder bekommen gar keinen Schul·platz.  
Andere Kinder bekommen weniger Unterricht als andere Schüler*innen.

Manche Kinder werden auf eine Förderschule geschickt,  
obwohl die Eltern das nicht wollen.  
Dabei haben die Eltern ein Recht auf eine freie Wahl der Schule.  
Eltern dürfen entscheiden, ob ihr Kind eine inklusive Schule besuchen soll.

Kinder, die weniger oder keinen Unterricht in der Schule bekommen,  
brauchen sofort Unterstützung.  
Auch ihre Familien brauchen sofort schnelle und zuverlässige Unterstützung.

Das Schul·system muss verändert werden.  
Das Ziel ist klar: Kein Kind darf von Bildung ausgeschlossen werden. 

Regelschulen für alle 
Es dürfen nicht nur neue Förder·zentren gebaut werden. 
Auch kleine Klassen für Kinder mit Beeinträchtigung reichen nicht aus. 

Regel·schulen müssen inklusiver werden. 
Dazu gehört:  
	 – die Häuser müssen barrierefrei sein, 
	 – es muss mehr Lehrer*innen geben, 
	 – es sind bessere Ideen für ein gemeinsames Lernen nötig, 
	 – es muss mehr Fachkräfte geben, wie zum Beispiel Sonder·pädagog*innen.

Jedes Kind kann lernen und sich entwickeln. 
Inklusive Schulen müssen alle Kinder gut begleiten können.  
Egal welche Unterstützungen die Kinder brauchen.

Inklusion beginnt in der Kita 
Manche Kinder brauchen sehr viel und unterschiedliche Unterstützung. 
Inklusive Kitas müssen auch diese Kinder aufnehmen können. 

Kitas brauchen genug Fachkräfte, passende Räume und gute Ideen für Inklusion. 
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Teilhabe  
für alle Kinder 

Kinder und Jugendliche  
mit seelischen Beeinträchtigungen  
haben ein Recht auf Eingliederungs·hilfe.  
Das steht im Achten Sozial·gesetz·buch, Paragraf 35a. 
Seelische Beeinträchtigungen  
sind zum Beispiel schwere Ängste oder Depressionen.

Eltern können Eingliederungs·hilfe  
für ihre Kinder beantragen. 
Viele Eltern wissen das nicht. 
Deshalb müssen die Eltern darüber informiert werden. 
Nur wer seine Rechte kennt, kann sie auch einfordern.

In Berlin wird der Anspruch auf Eingliederungs·hilfe oft nicht  
oder zu spät anerkannt.  
Das darf nicht sein.  
Die Unterstützung muss zuverlässig sein.  
Die Eltern müssen sich darauf verlassen können.

Ziel ist eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe. 
Kinder und Jugendliche mit seelischen Beeinträchtigungen  
sollen die Unterstützung bekommen, die sie brauchen.

Dafür muss sich Berlin einsetzen, auch bei der Bundes·regierung.

Die Kinder sollen in der Schule, in der Freizeit und überall im Leben  
mitmachen können.

Die Eltern bekommen aber oft nur Erziehungs·hilfe angeboten.  
Erziehungs·hilfe unterstützt Eltern bei der Erziehung.  
Die Kinder sollen aber überall mitmachen können.  
Deshalb ist die Eingliederungs·hilfe wichtig.  
Jedes Kind muss die Unterstützung bekommen, die es wirklich braucht.
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Familien·pflege  
für Erwachsene mit Beeinträchtigung
 

In einer Familie leben  
Erwachsene Menschen mit Beeinträchtigung können  
in einer Familie leben und dort betreut werden.  
Darauf haben sie ein Recht. 
Das steht im Neunten Sozial·gesetz·buch, Paragraf 80. 

Dieses Angebot heißt Familien·pflege.  
Es bedeutet:  
Eine erwachsene Person mit Beeinträchtigung lebt bei einer Pflege·familie.  
Dort bekommt sie Unterstützung im Alltag. 
Die Person gehört mit zur Familie.

Die Person mit Beeinträchtigung steht hier im Mittelpunkt. 
Mit ihren Wünschen und Bedürfnissen. 
Die Person lebt außerdem mitten im Kiez und nimmt am Leben im Kiez teil.

In Berlin ist dieses Angebot noch zu wenig bekannt. 

Das Land Berlin soll die Familien·pflege mehr fördern.  
Das Angebot muss bekannter gemacht werden:  
Bei Pflege·familien, bei Menschen mit Beeinträchtigung und bei Fachkräften.

Es muss gute Schulungen für Pflege·familien geben.  
Auch eine gute Haft·pflicht·versicherung für die Familien ist wichtig.  
Sie schützt die Familie vor Kosten, wenn ein Schaden entsteht.

Zur Unterstützung bekommen Pflege·familien eine Aufwands·pauschale.  
Das ist ein fester Geld·betrag für ihre Ausgaben und ihren Einsatz.

Im Moment richtet sich diese Pauschale  
nach dem Alter der betreuten Person.  
Je nach Alter gibt es unterschiedlich viel Geld.

Diese Regelung ist diskriminierend.  
Die Pauschalen müssen angepasst werden.  
Es darf keine Kürzungen geben.  
Alle müssen den gleichen Zugang  
zur Familien·pflege haben.
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Menschen mit Beeinträchtigung sollen selbst entscheiden, wo und wie sie leben. 
Darauf haben sie ein Recht. 
Sie sollen sicher wohnen und ihr Leben selbst gestalten können. 
Sie müssen einen guten Zugang zum Gesundheits·system haben 
und brauchen Schutz bei Katastrophen. 
In Berlin muss dazu noch viel passieren.

Sicher wohnen  
und leben
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Wohn·teilhabe·gesetz  
verbessern
 

Wohnen und Mitbestimmung 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht,  
selbst zu entscheiden:  
Wo möchten sie leben?  
Und wie möchten sie leben?

Deshalb soll das Berliner Wohn·teilhabe·gesetz  
verbessert werden.  
Menschen in Wohn·einrichtungen müssen  
bei wichtigen Entscheidungen mitreden können.  
Sie müssen sich beschweren können, einfach und barrierefrei.

Schutz für Frauen 
Es soll in allen Wohn·einrichtungen Frauen·beauftragte geben. 
Das soll im Gesetz stehen.  
Frauen·beauftragte setzen sich für die Rechte von Frauen ein.  
Sie helfen auch dabei, Frauen vor Gewalt zu schützen.  
Das ist besonders wichtig für Frauen mit Beeinträchtigung.

Alle Wohn·einrichtungen müssen die Regeln zum Schutz vor Gewalt umsetzen.  
Diese Regeln müssen regelmäßig kontrolliert werden.

Bessere Kontrolle von Einrichtungen 
Die Heim·aufsicht kontrolliert Wohn·einrichtungen.  
Dafür braucht sie genug Mitarbeiter*innen.  
Die Mitarbeiter*innen der Heimaufsicht müssen gut ausgebildet sein.

Berlin braucht mehr Wohnplätze für Menschen mit komplexen Behinderungen.  
Freie Wohnplätze sollen besser erfasst werden.  
Dann kann man schneller sehen, wo noch Plätze frei sind.

Unterstützung für ein selbstbestimmtes Leben 
Manche Menschen möchten aus einer Wohn·einrichtung ausziehen.  
Sie sollen dabei Unterstützung bekommen. 
Dafür braucht Berlin mehr barrierefreie Wohnungen.  
Außerdem ist eine passende Unterstützung notwendig,  
damit Menschen mit Beeinträchtigung selbstbestimmt leben können.

7Sicher wohnen  
und leben
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Gesundheit für alle
 

Menschen mit Beeinträchtigung  
können nicht alle Angebote  
im Gesundheits·wesen nutzen.

	 – Manche Arzt·praxen  
	     oder Krankenhäuser sind nicht barrierefrei. 
	 – Informationen sind oft nicht verständlich.  
	 – �Manche Ärzte und andere Fachkräfte wissen zu wenig  

über Menschen mit Beeinträchtigung.

Berlin braucht einen Plan für ein inklusives Gesundheits·system. 
Damit alle Menschen die Angebote nutzen und daran teilhaben können.

Der Plan soll klare Ziele und feste Fristen haben.  
Menschen mit geistigen Beeinträchtigung und ihre Interessen-Verbände  
müssen bei der Planung mitmachen.

Barrieren abbauen 
Arzt·praxen, Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen  
müssen Barrieren abbauen. 
Dazu gehören bauliche Barrieren, zum Beispiel Stufen am Eingang. 

Dazu gehören auch Barrieren bei der Sprache,  
zum Beispiel bei schwer verständlichen Informationen. 
Das Land Berlin muss dafür Verantwortung übernehmen. 

Arztpraxen sollen angeben, wie barrierefrei sie sind.  
Dafür sind klare und verständliche Kriterien wichtig. 
Die Angaben müssen regelmäßig überprüft werden.  
So können Menschen mit Beeinträchtigung erkennen,  
welche Praxis für sie gut erreichbar und nutzbar ist.
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Katastrophen·schutz  
für alle 

Bei Katastrophen und Notfällen müssen Menschen mit Beeinträchtigung  
immer berücksichtigt werden.

Die großen Strom·ausfälle in Berlin haben gezeigt:  
Es gibt noch viele Probleme.  
Besonders Menschen mit Beeinträchtigung bekommen oft  
nicht die Unterstützung, die sie brauchen.

Deshalb muss der Katastrophen·schutz die Bedürfnisse  
von Menschen mit Beeinträchtigung fest einplanen.

Verbände von Menschen mit Beeinträchtigung  
müssen bei der Planung dabei sein.  
Sie wissen, welche Unterstützung notwendig ist.

Auch die Einrichtungen der Behindertenhilfe  
müssen bei der Notfall-Planung einbezogen werden. 
Jede Einrichtung soll einen eigenen Notfall-Plan haben.  
Dieser Plan muss regelmäßig geprüft werden.  
Dann ist die Einrichtung gut auf eine Krise vorbereitet.

Unterstützung für Menschen zu Hause 
Viele Menschen mit Beeinträchtigung leben in einer eigenen Wohnung.  
Auch sie müssen in einer Krise schnell Hilfe bekommen. 
Dafür sind freiwillige Hilfs·netz·werke notwendig. 
Sie müssen auch einfach Hilfe anfordern können.

Informationen für Notfälle müssen barrierefrei sein.  
Die Informationen muss es auch in Leichter Sprache geben. 
Sie müssen verbreitet werden, zum Beispiel: 
	 – über Fernsehen und Radio, 
	 – über Apps und übers Internet, 
	 – durch persönliche Informationen vor Ort.

So können viele Menschen  
wichtige Informationen  
rechtzeitig erhalten und verstehen.
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Barriere·freiheit für alle 
Alle Menschen sollen selbstständig unterwegs sein können.  
Alle Menschen sollen Informationen verstehen  
und digitale Angebote nutzen können. 
Barriere·freiheit ist keine freiwillige Aufgabe.  
Sie ist gesetzlich vorgeschrieben.

Berlin muss mehr für Barriere·freiheit tun. 
Busse, Bahnen und Haltestellen müssen für alle gut nutzbar sein. 
Auch Behörden müssen barrierefrei sein.

Seite 18

Barrieren  
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Barriere·freiheit  
für alle Menschen
 

Viele Menschen denken bei Barriere·freiheit  
nur an Rollstuhl-Rampen oder Aufzüge.  
Aber Barriere·freiheit bedeutet viel mehr.

Auch Menschen mit geistigen Beeinträchtigung  
brauchen Barriere·freiheit.  
Barriere·freiheit für Menschen mit geistiger Beeinträchtigung  
bedeutet:

	 – die Menschen können sich gut orientieren. 
	 – Informationen sind verständlich. 
	 – Internet·seiten und Apps sind einfach nutzbar. 
	 – Alle Menschen können am Leben in Berlin teilnehmen.

Dabei ist es wichtig, welche Unterstützung ein Mensch braucht.  
Die Art der Beeinträchtigung darf keine Rolle spielen.

Von Anfang an barrierefrei planen 
An Barriere·freiheit muss immer gedacht werden. 
Behörden und Politik müssen Barriere·freiheit von Anfang an einplanen. 

Bei öffentlichen Bau·projekten muss Barriere·freiheit eine Pflicht sein. 
Internet·seiten, Apps und andere digitale Angebote müssen barrierefrei sein.  
Die Barriere·freiheit muss überprüft werden.

Busse, Bahnen und Halte·stellen müssen alle Menschen benutzen können. 
Sie müssen alle barrierefrei werden.  
Das gilt auch für den Fahrdienst Barrierefreie Alternative Beförderung.  
Das ist ein Fahrdienst für Menschen, die Busse und Bahnen nicht  
oder nur schwer nutzen können.

Menschen mit geistiger Beeinträchtigung müssen 
bei wichtigen Entscheidungen beteiligt werden. 
Sie wissen selbst am besten, welche Barrieren es gibt  
und welche Unterstützung sie brauchen.  
Ihre Erfahrungen und Meinungen sind wichtig.
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Mehr Leichte Sprache  
bei Behörden
 

Briefe, Bescheide und Formulare von Behörden  
sind oft schwer zu verstehen. 
Viele Menschen können wichtige Informationen  
nicht verstehen.  
Viele Menschen mit geistiger Beeinträchtigung  
verstehen diese Informationen nicht.

Deshalb brauchen sie mehr Unterstützung von anderen Menschen.  
Manche brauchen dafür sogar eine rechtliche Betreuung.

Aber mit Informationen in einfacher Sprache können  
Menschen mit geistiger Beeinträchtigung viel selbstständiger sein.

Leichte Sprache stärkt die Selbstbestimmung 
Leichte Sprache hilft Menschen, Informationen selbst zu verstehen. 
Damit können die Menschen ihre Rechte besser kennen  
und ihre Interessen selbst vertreten. 
Sie können wichtige Entscheidungen leichter treffen  
und vieles selbst regeln.

Behörden müssen auf Leichte Sprache hinweisen 
Menschen mit geistiger Beeinträchtigung  
haben einen Anspruch auf Leichte Sprache. 
Behörden und andere öffentliche Stellen sollen deutlich darauf hinweisen. 
Jeder Mensch soll wissen, dass er diese Angebote nutzen kann.

Formulare und Informationen in Leichter Sprache 
Wichtige Informationen müssen auch in Leichter Sprache angeboten werden, 
zum Beispiel:

	 – Formulare 
	 – Anleitungen zum Ausfüllen von Formularen 
	 – Briefe von Behörden 
	 – Bescheide und die Erklärungen dazu

So können mehr Menschen die Informationen verstehen  
und selbstständig handeln.
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Digitalisierung für alle 
 

Die Digitalisierung bietet viele Möglichkeiten.  
Menschen können Informationen schneller finden. 
Sie können auch viele Dinge einfacher erledigen. 
Das funktioniert aber nur, wenn digitale Angebote barrierefrei sind.

Alle digitalen Angebote der Berliner Verwaltung müssen barrierefrei sein. 
Auch für Menschen mit geistiger Beeinträchtigung.

Digitale Angebote sollen:

	 – einfach zu bedienen sein 
	 – verständliche Sprache verwenden 
	 – Vorlese-Funktionen anbieten 
	 – alle wichtigen Inhalte in Leichter Sprache bereitstellen

Menschen mit Beeinträchtigung müssen an der Entwicklung  
von digitalen Angeboten beteiligt werden. 
So können Barrieren früh erkannt und vermieden werden. 
Wenn ein digitales Angebot fertig ist,  
sind Änderungen nur noch schwer möglich. 

Klare Regeln für die Digitalisierung 
Die Behinderten-Beauftragten der Bundesländer haben dazu Forderungen  
aufgeschrieben, in der Hamburger Erklärung von 2025. 
Berlin soll diese Forderungen umsetzen. 
Alle Menschen müssen digitale Angebote nutzen können.

Aber nicht alle Menschen möchten oder können digitale Angebote nutzen. 
Deshalb muss es auch möglich sein,  
Informationen und Dienst·leistungen anders zu bekommen. 
Zum Beispiel persönlich, schriftlich oder telefonisch. 
Der Zugang zu wichtigen Angeboten  
muss für alle Menschen möglich bleiben.
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Haben Sie Nachfragen?  
Dann schreiben Sie uns gern eine E-Mail an: 

 landesverband@lebenshilfe-berlin.de 
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